
Betriebs-Berater // BB 33.2008 // 11.8.2008 1785

// Im Blickpunkth

Im Entwurf f�r das Gesetz zur Modernisierung und Entb�rokratisierung des Steuerverfahrens, das am 23.7.2008 vom Bun-

deskabinett beschlossen wurde, ist ein Antragsrecht des Arbeitgebers f�r die zeitgleiche Pr�fung durch die lohnsteuer-

liche Außenpr�fung und die Pr�fung durch den Tr�ger der Rentenversicherung vorgesehen. Damit soll die Belastung des

Arbeitgebers durch die doppelte Erteilung von Ausk�nften etc. vermieden werden. Ein formloser Antrag des Arbeitgebers

gen�gt, ein Rechtsanspruch besteht jedoch nicht. Die Neuregelung soll zum 1.1.2010 in Kraft treten.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Bj�rn Sch�tt-Alpen,

Vorstand der HDI-Gerling

Pensionsmanagement AG

DerGesetzentwurf zumFlexi-
Gesetz (Zeitwertkonten) versus
betriebliche Realit�t

Vor demHintergrund der Diskussionen um die

geplanten Gesetzes�nderungen bei Zeitwert-

konten hatHDI-Gerling Pensionsmanagement

zusammen mit dem F.A.Z.-Institut eine Befra-

gung von mittelst�ndischen Unternehmen zu

Zeitwertkonten durchgef�hrt. Hierbei wurden

die Erfahrungen aus der betrieblichen Praxis

mit den Intentionen des Gesetzgebers vergli-

chen. Es sind �berraschende Ergebnisse zuta-

gegekommen:

DieHauptzielrichtung des Gesetzentwurfs, die

Insolvenzsicherung zu verbessern, hat sich als

richtig und dringend notwendig erwiesen.

Denn nur etwa 40% der befragten Unterneh-

menkonntenbest�tigen, f�reinenausreichen-

den Insolvenzschutz gesorgt zu haben. Hier

bestehtalsodringenderHandlungsbedarf.

DerGesetzentwurf bel�sstes abernichtbeiRe-

gelungen zum Insolvenzschutz, wie sie schon

f�r die Altersteilzeitkonten nachgebessert

wurden, sondern schießt weit �ber dieses Ziel

hinaus. So sollen inderZukunftdieWertgutha-

bennurnoch inGeldundnichtmehr inZeit ge-

f�hrt werden d�rfen. Die Studie zeigt auf, die

betriebliche Praxis sieht ganz anders aus. Das

Gros der Personalentscheider ist dagegen,

dass der Gesetzgeber die Kontof�hrung von

Wertguthaben in Geld obligatorisch vorschrei-

benwill. Gegenw�rtig f�hren 75% der befrag-

tenUnternehmen ihreWertguthaben inZeit.

Ein weiterer Aspekt: Bei der Kapitalanlage

steht bei Unternehmen das Thema Sicherheit

im Vordergrund. Aber neben einer sichereren

Anlage ohne Verlustrisiko m�chten sie den

Mitarbeitern –mit entsprechender Aufkl�rung

– ein gr�ßeres Anlagespektrum bieten k�n-

nen. Hier sieht der Gesetzentwurf jedoch nur

sehr restriktive Anlagem�glichkeiten vor. Die

Hauptforderungan denGesetzgeber ist, so die

Studie, eine leichtere Portabilit�t der Wertgut-

haben beimArbeitgeberwechsel. Die �bertra-

gung auf die Deutsche Rentenversicherung

Bund ohne R�ck�bertragungsm�glichkeit ist

allerdings keine L�sung. Hier wird mehr Flexi-

bilit�t gew�nscht.

Insgesamt zeigt sich, dass Gesetzes�nderun-

gen notwendig und auch von den Unterneh-

mengew�nscht sind, sichdieseaber andenEr-

fahrungen aus der Praxis orientieren sollten. In

der weiteren Beratung des Gesetzes sollte dies

ber�cksichtigtwerden.

Entscheidungen
BAG: Freiwilligkeitsvorbehalt bei

Sonderzahlungen

Das BAG entschied in seinemUrteil vom30.7.2008

– 10AZR606/07 –wie folgt: Der Arbeitgeber kann

bei Sonderzahlungen grunds�tzlich einen Rechts-

anspruch des Arbeitnehmers auf die Leistung f�r

k�nftige Bezugszeitr�ume ausschließen. Er kann

sich die Entscheidung vorbehalten, ob und inwel-

cher H�he er k�nftig Sonderzahlungen gew�hrt.

DerVorbehalt ist auchdannwirksam,wennderAr-

beitgeber mit der Sonderzahlung ausschließlich

imBezugszeitraumgeleisteteArbeit zus�tzlichho-

noriert. Der Arbeitgebermuss auch nicht jede ein-

zelne Sonderzahlungmit einemFreiwilligkeitsvor-

behalt verbinden. Ein solcher Hinweis muss in ei-

nemFormulararbeitsvertragallerdingsdemTrans-

parenzgebot gerecht werden. Er muss deshalb

klar und verst�ndlich sein. Daran fehlt es, wenn

der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einerseits im

Formulararbeitsvertrag eine Sonderzahlung in ei-

ner bestimmten H�he ausdr�cklich zusagt und

eine andere Vertragsklausel in Widerspruch dazu

regelt, dass der Arbeitnehmer keinen Rechtsan-

spruchaufdie Sonderzahlunghat.
(PMBAGvom30.7.2008)

BAG: AGB-Kontrolle –

R�ckzahlung von Ausbildungskosten

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

18.3.2008 – 9 AZR 186/07 – wie folgt: Eine Klau-

sel, die den ratierlichen Abbau eines Studiendar-

lehens f�r jeden Monat der sp�teren T�tigkeit

vorsieht, ist unangemessen nach § 307 Abs. 1

S. 1 BGB, wenn sie keine Verpflichtung des Darle-

hensgebers enth�lt, den Studierenden nach er-

folgreichem Abschluss des Studiums zu besch�f-

tigten, bzw. nach § 307 Abs. 1 S. 2 BGB, wenn sie

den Studierenden v�llig im Unklaren l�sst, zu

welchen Arbeitsbedingungen er nach erfolgrei-

chem Abschluss des Studiums vom Darlehensge-

ber besch�ftigt werden soll.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1785-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Mehrarbeitsverg�tung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

11.6.2008 – 5 AZR 389/07 – wie folgt: Ist tarifver-

traglich ein Anspruch auf Mehrarbeitszuschlag

allein davon abh�ngig, dass �ber ein bestimmtes

Monatssoll hinaus gearbeitet wird, stehen Zeiten

des Erholungsurlaubs nicht der tats�chlichen Ar-

beitsleistung gleich.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1785-2

unterwww.betriebs-berater.de

LAG Schleswig-Holstein: Altersdiskri-

minierung durch § 622 Abs. 2 S. 2 BGB

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

28.5.2008 – 3 Sa 31/08 – wie folgt: § 622 Abs. 2

S. 2 BGB verst�ßt gegen das europarechtliche

Verbot der Altersdiskriminierung aus RL 2000/78/

EG des Rates vom 27.11.2000. § 622 Abs. 2 S. 2

BGB ist bei der Berechnung der maßgeblichen

K�ndigungsfrist auch ohne Vorlage an den Euro-

p�ischen Gerichtshof von den nationalen Gerich-

ten nicht anzuwenden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1785-3

unterwww.betriebs-berater.de
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